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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 4. Juli 1989 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Volksrepublik Bulgarien 
über die Schiffahrt auf den Binnenwasserstraßen 


A. Zielsetzung 

Mit dem am 4. Juli 1 989 Unterzeichneten Abkommen soll der deutsch- 
bulgarische Binnenschiffsverkehr, einschließlich des künftigen Ver- 
kehrs über den Main-Donau-Kanal, auf eine vertragliche Grundlage 
gestellt werden. Damit wird dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 
2. Februar 1983 entsprochen, wonach der Binnenschiffsverkehr mit 
den interessierten Staaten, die den Main-Donau-Kanal befahren wol- 
len, vertraglich zu regeln ist. Das Abkommen gibt der Binnenschiffahrt 
und der verladenden Wirtschaft der beiden Seiten bessere Möglich- 
keiten bei der Nutzung der Binnenwasserstraßen. 

B. Lösung 

Das am 4. Juli 1 989 Unterzeichnete Abkommen trifft die erforderlichen 
Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die verfas- 
sungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes für die Ratifikation des Abkommens geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (323) - 932 00 - Rh 1/89 (NA 4) Bonn, den 12. Dezember 1989 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 4. Juli 1989 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Volksrepublik Bul- 
garien über die Schiffahrt auf den Binnenwasserstraßen mit Begründung und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 607. Sitzung am 1. Dezember 1989 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 4. Juli 1989 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Volksrepublik Bulgarien 
über die Schiffahrt auf den Binnenwasserstraßen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 4. Juli 1989 Unterzeichneten Ab- 
kommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Volksrepublik Bulga- 
rien über die Schiffahrt auf den Binnenwasserstraßen 
sowie dem am 15. Juli 1988 aus Anlaß des Abschlusses 
der Verhandlungen über dieses Abkommen Unterzeichne- 
ten Protokoll wird zugestimmt. Das Abkommen sowie das 
Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, die 
genehmigten Vereinbarungen über die Mindest-ZHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen für den Wechsel- 
verkehr, auf die sich der Gemischte Ausschuß gemäß 
Artikel 15 Abs. 3 des Abkommens geeinigt hat, durch 
Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Abweichungen von den in einer Rechtsverordnung nach 
Artikel 2 festgesetzten Mindest-ZHöchstfrachten für Ver- 
kehrsleistungen sowie Zahlungen oder andere Zuwendun- 
gen, die einer Umgehung des festgesetzten Entgelts 
gleichkommen, sind verboten. 

Artikel 4 

Ordnungswidrig im Sinne des § 3 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes 1954 handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Abschluß von Verträgen über Wechselverkehre im Sinne 
des Artikels 3 des Abkommens in Abweichung von den 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 2 in Kraft gesetzten 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die vom Gemischten Ausschuß vorgeschlagenen Min- 
dest-ZHöchstfrachten müssen nach Genehmigung inner- 
staatlich in einer der Rechtsstaatlichkeit genügenden Form 
umgesetzt werden. 


Mindest-ZHöchstfrachten anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge abschließt oder erfüllt. 


Artikel 5 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion. Der Bundesminister für Verkehr kann 
abweichend von § 37 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten durch Rechtsverordnung eine Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion als für den Bereich mehrerer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zuständig erklären. 


Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 
Soweit den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen des Bun- 
des auf Grund dieses Gesetzes oder durch Rechtsverord- 
nungen auf Grund dieses Gesetzes Aufgaben zugewiesen 
werden, nimmt diese im Land Berlin der zuständige Fach- 
senator wahr. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten Im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 7 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 20 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Zu Artikel 3 

Mit dieser Regelung wird ein Verbot für Umgehungs- 
geschäfte begründet. 

Zu Artikel 4 

Um eine Beachtung der vom Bundesminister für Verkehr 
erlassenen Mindest-ZHöchstfrachten sicherzustellen, 
erscheint es geeignet, erforderlich und verhältnismäßig, 
eine Bußgelddrohung nicht nur für die unmittelbaren Ver- 
tragskontrahenten, sondern auch für die Vermittler und 
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Erfüllungspersonen zu schaffen. In Anlehnung an § 36 des 
Binnenschiffsverkehrsgesetzes, der die Verstöße gegen 
die für innerstaatliche Transportleistungen festgesetzten 
Frachtentgelte als Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 3 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1 954 festschreibt, wurde hier 
ebenso verfahren. Damit wird erreicht, daß auch Verstöße 
gegen die für den deutsch-bulgarischen Wechselverkehr 
vom Bundesminister für Verkehr erlassenen Mindest-/ 
Höchstfrachten mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Deutsche Mark geahndet werden können. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel regelt, welche Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion bei Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz 
zuständig ist. Diese Regelung ist mit § 39 Abs. 1 des 
Binnenschiffsverkehrsgesetzes identisch. 

Zu Artikel 6 

Das Abkommen sowie die nach den Artikeln 2 und 5 
dieses Gesetzes zu erlassenden Verordnungen sollen 
auch auf das Land Berlin Anwendung finden; der Artikel 
enthält deshalb in Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 die 
übliche Berlin-Klausel. Absatz 1 Satz 2 bezeichnet die 
Berliner Behörde, welche die Aufgaben der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion in Berlin (West) wahrnimmt. 

Zu Artikel 7 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 


Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 20 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch 
das Gesetz und das Abkommen nicht zu erwarten. Die in 
dem Abkommen vorgesehenen Mindest-ZHöchstfrachten 
werden im Gemischten Ausschuß, in dem Vertreter des 
Bundesministers für Verkehr, der Binnenschiffahrt und der 
verladenden Wirtschaft sitzen, vereinbart, so daß eine 
Ausgewogenheit der Frachten gewährleistet ist. Mögliche 
Preiserhöhungen lassen sich im voraus nicht quantifizie- 
ren. Selbst wenn sich aus Kostengründen in der Zukunft 
die Notwendigkeit von Frachterhöhungen ergeben sollte, 
dürften sich solche Erhöhungen vom Umfang her wegen 
des Wettbewerbs zu den anderen Verkehrsträgern in sol- 
chen Grenzen halten, daß Auswirkungen auf das Preis- 
niveau, Insbesondere das Verbraucherpreisniveau, aus 
heutiger Sicht kaum zu erwarten sind. Im übrigen kann 
erwartet werden, daß der mit dem Abkommen ermöglichte 
Einsatz des kostengünstigen Verkehrsträgers Binnenschiff 
sich vorteilhaft auf das Verbraucherpreisniveau auswirken 
wird. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Volksrepublik Bulgarien 
über die Schiffahrt auf den Binnenwasserstraßen 

CnoroÄÖa 

MCÄfly npaBHxejicTBOTO aa <I>eflepajiHa penyÖJiHKa F epMaaHa 
M npaBMTejicTBOTO Ha Hapo^aa penyöJiaKa B-b/irapaa 
3a KopaöonjiaBaae no BixpeuiaHTe boj3hh m.xHina 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Volksrepublik Bulgarien — 

von dem Wunsche geleitet, den Schiffsverkehr auf den 
Binnenwasserstraßen beider Seiten weiter zu entwickeln, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, insbesondere ihrer Bestim- 
mungen über die Entwicklung des Verkehrswesens — 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens sind: 

a) ,3chiffe“; Die im Geltungsbereich dieses Abkommens 
amtlich registrierten Binnenschiffe, mit denen dort, wo sie 
registriert sind, Personen- und/oder Güterverkehr ohne 
besondere Fahrterlaubnis betrieben werden kann; 

b) „Trägerschiffsleichter“: Schiffe nach Buchstabe a, die 
unbemannte und nichtmotohsierte Leichter sind; 

c) „Schiffahrtsunternehmen“: Schiffahrttreibende Unterneh- 
men oder Unternehmer, die ihren ständigen Firmen- oder 
Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Abkommens haben; 

d) ,Zuständige Behörden“: Der Bundesminister für Verkehr 
der Bundesrepublik Deutschland und der Minister für 
Verkehr der Volksrepublik Bulgarien, soweit sie sich nicht 
gegenseitig andere Behörden oder Stellen als zuständig 
mitteilen; 

e) ,^läfen“: Die Häfen und amtlich genehmigten Umschlag- 
stellen im Geltungsbereich dieses Abkommens. 


Artikel 2 

Nach Maßgabe der Artikel 3 bis 6 dürfen die Schiffe der 
einen Seite die Binnenwasserstraßen der anderen Seite 
im Geltungsbereich dieses Abkommens befahren sowie die 
dortigen Häfen und amtlich zugelassenen üegestellen be- 
nutzen. Dies gilt auch entsprechend für den Transport von 
schwimmenden Geräten und Schwimmkörpern sowie für das 
Überführen von Schiffsneubauten. 


Artikel 3 

(1) Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter 
zwischen Häfen der einen Seite und Häfen der anderen 
Seite sowie umgekehrt über die sie verbindenden Binnen- 


npaBHTejicTBOTO Ha Oe^epajiHa penyÖJiHKa T epMaHwa 

M 

npaBHTejiCTBOTO Ha HapoAHa peny6.n[MKa Bi>JirapHfl, 

BojxQHVi OT ÄejiaHweTO Aa pa3BMBaT no-HaxaT-bK Kopaöo- 
nAaBanexo no B-bTpeujHHTe boahh ni^Tuma na abctc cxpaHW, 

Kaxo HMax npCABMA 3aKAK)HMTeAHMJi aKTHaC'bBemaHweTO 
3a cwrypHOCT h cT>TpyAHHHecTBO B EBpona h ocoöeHO nero- 
BHxe pa3nopeA6M 3a pa3BHTHeTO Ha TpaHcnopxa, 

ce cnopa3yMflxa 3a cacahoto: 

Hach 1 

no CMHCi>Aa Ha Ta3H CnoroAÖa: 

a) „KOpaÖM“: o4)MUHaAHO perMCTpHpaHw b oöcera na AeHCT- 
BHe Ha Ta3H CnoroAÖa pennw KopaÖH, c kohto xaM, 
KT,AeTO Te ca perncTpupaHH, Morax Aa ce M3BT»piiiBax npe- 
B03M Ha xopa h/hah xoBapM, 6e3 cneunaAHO pa3peiiieHMe 
3a n-bxyBaHe; 

6) „KOpaÖH-AMxxepw“ : KopaÖH no öyxBa „a)“, kohxo ca HeMO- 
xopM3MpaHM AMXxepM, 6e3 eKwnaiK na öopAa; 

b) „KopaöonAaBaxeAHM npeAnpHflXHJi“: npeAnpnaxua hah 
npeAnpweMaHH c nocxoanno ceAaAnme hah MecxoÄM- 
xcACxBo B oöcera na ACMCxBMe na xa3H CnoroAÖa, h3- 
BT>puiBauiH KopaöonAaBaxeAHa achhocx; 

r) „KOMnexenxHH oprann“: OeAepaAHHSix mhhmcxt>p Ha 
xpaHcnopxa Ha OeAepaAHa penyÖAHKa F epMaHHsi h Mmh- 
MCXT>pi>x Ha xpaHcnoxpa na HapoAna penyÖAMKa BtAra- 
pHsi, aKO He 6T»Aax B3aHMHO noconeHM Kaxo KOMnexenxHH 
Apyrn oprann hah BeAOMCXBa; 

a) „npHCxaHHUia“: npMCxaHHuiaxa m 0(})HUHaAH0 pa3peiiie- 
HHxe xoBapo-pa3xoBapHH nyHKxoBe b oöcera na AeäcxBne 
Ha xa3M CnoroAÖa. 

HAeH 2 

Ci>rAacHO HAenoBe 3 ao 6 KopaÖHxe na BCBxa ox AoroBa- 
psimHxe ce cxpanH HMax npaBo Aa ntxyBax no B'bxpeiuHHxe 
BOAHH mjXMma b oöcera Ha AencxBHe Ha xa3H CnoroAÖa h Aa 
noA3yBaT npncxannmaxa H 0(t)HUHaAH0 pa3peiiieHMxe Mecxa 
3a KoxBeHa cxosiHKa na Apyraxa AoroBapama ce cxpana. 
CT>moTo Ba)KH ctoxBexHO H 3a öyKCHpaHexo na nAaBamn 
c'bop'bÄeHHa, oöopyABane h HOBonocxpoeHH KopaÖH. 

Hjiqh 3 

(1) KopaÖHxe HaBc»KaoxcxpaHHxe MMaxnpaB0AanpeB03- 
Bax xopa m/hah xoBapn Me^KAy npHCxaHHmaxa Ha eAHaxa 
AoroBapama ce cxpana h npncxaHHinaxa Ha APyraxa AoroBa- 
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Wasserstraßen befördern (Wechselverkehr). Im Wechsel* 
verkehr dürfen Schiffe der einen Seite Personen und/oder 
Güter zwischen Häfen ihrer Seite und folgenden Häfen der 
anderen Seite befördern: 


a) Seehäfen; 

b) Häfen, die auf dem direkten Weg zu einem Seehafen 
liegen; 

c) Häfen, die die zuständige Behörde auf Vorschlag des 
Gemischten Ausschusses benannt hat. 

(2) Jede Seite kann nach Beratung im Gemischten Aus- 
schuß in Ausnahmefällen aus technischen Gründen oder 
aus Gründen der Schiffssicherheit für das Befahren ihrer 
Wasserstraßen im Wechselverkehr Höchstzahlen der Fahrten 
festsetzen. 

(3) Im Wechselverkehr sind die Schiffahrtsunternehmen 
beider Seiten im Jahresverlauf kontinuierlich je zur Hälfte 
am Ladungsaufkommen zu beteiligen. Die Aufteilung erfolgt 
auf der Basis der Ladungstonnen. Soweit die Schiffahrts- 
unternehmen einer Seite nicht in der Lage sind, ihren Anteil 
zu befördern, haben sie zunächst diese Menge den Schiff- 
fahrtsunternehmen der anderen Seite ohne Anrechnung auf 
deren Quote zur Beförderung anzubieten. 

(4) Die zuständigen Behörden beider Seiten haben auf 
Antrag einer Seite unter Berücksichtigung des Vorschlags des 
Gemischten Ausschusses für beide Seiten wirtschaftlich 
auskömmliche Mindest-ZHöchstfrachten und die Nebenbe- 
dingungen verbindlich festzusetzen. 

(5) Die Teilnahme von Schiffen aus einem dritten Land am 
Verkehr zwischen den Häfen beider Seiten geht zu Lasten der 
Quote der abgebenden Seite. 

Artikel 4 

(1) Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder 
Güter durch das Gebiet der anderen Seite hindurch auf den 
Streckenabschnitten befördern, die auf der Grundlage eines 
Vorschlags des Gemischten Ausschusses von den zuständi- 
gen Behörden vereinbart werden (Transitverkehr). 

(2) Jede Seite kann nach Beratung im Gemischten Aus- 
schuß in Ausnahmefällen aus technischen Gründen oder 
aus Gründen der Schiffssicherheit für das Befahren ihrer 
Wasserstraßen im Transitverkehr Höchstzahlen der Fahrten 
festsetzen. 

Artikel 5 

Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter 
zwischen einem Hafen der anderen Seite und einem Hafen in 
einem dritten Land und umgekehrt (Drittlandverkehr) nur auf- 
grund einer besonderen Erlaubnis der zuständigen Behörde 
befördern. 

Artikel 6 

Die Beförderung von Personen und/oder Gütern zwischen 
Häfen der anderen Seiten (Kabotage) ist nur aufgrund einer 
besonderen Erlaubnis der zuständigen Behörde gestattet. 


Artikel 7 

(1) Die Schiffe, ihre Besatzungen, ihre Fahrgäste und ihre 
Ladungen unterliegen den Rechtsvorschriften der Seite, 
deren Binnenwasserstraßen befahren werden. 


pama ce crpana m oöparHO npe3 cBT>p3BamMTe ^iBere crpaHM 
BTiTpeiUHM BO;iHM m>TMma (B3aMMHM npeB03M). 

rio T03M HaHHH KopaÖMTe Ha ewaxa ox zioroBapamMxe ce 
cxpaHM MMax npaBo jia. npeB03Bax xopa xoBapw MOK/iy 

cBOMxe npHcxannma h cjiCOTMxe npucxaHnma na /ipyraxa 
cxpana: 

a) MopcKM npHCxannma; 

6) npncxaHMma, pa3noJiO)KeHH no npeKwa m>x kt>m hakoc 
M opcKo npMcxaHMme; 

b) npncxannma, nocoHCHM ox KOMnexcHXHMxe opraHM no 
npeAJiojKeHMe Ha GMeceHwa kommxcx. 

(2) BcflKa ox AoroBapfliHMxe ce cxpaHw M 0 )Ke, cne;i o 6 ct>)k- 
Aane b CMeceHna KOMwxex — Kaxo M 3 KJiK)HeHMe — no xex- 
HHHecKH npMHMHM HJiM 3 apaziM cMFypHOcxxa Ha KopaÖMxe, ;ia 
nocoHH ropHM rpaHMUM 3 a 6 poa na npeB 03 Mxe no neMHHxe 
BOOTM m>XMma, b paMxnxe na B 3 aMMHHxe npeB 03 M. 

(3) B xeneHwe na ro;iMHaxa KopaöonjiaßaxeJiHMxe npe^- 
npnaxHA na Aßexe cxpanw ynacxByßax bt>b B3aMMHMxe npe- 
B03M no paBHo ox oöiuMsi xoHa>K. PaxnpeziejieHMexo ce 
M3BTjpiuBa Ha 6a3axa na xona^xa na xoBapwxe. Ako Kopaöo- 
njiaßaxejiHMxe npeOTPMHXMa na ewaxa ^aororBapama ce 
cxpana ne ca b cT>cxo5iHMe ;xa M3BT>pmBax cboa ox npeBo- 
3Mxe, xe xpaöea Han-nanpe/x m npe;xJiO)Kax xe3M KOJiMHecxBa 
Ha KopaöonjiaBaxejTHMxe npe;xnpMflXM5i na ;xpyraxa cxpana, 
6e3 zia TM BKjiioHBax B KBOxaxa 3a npeB03M na /xpyraxa cxpana. 

(4) BxeMaÜKM npeziBH/x npe^noKeHHexo na CMecenna 
KOMMxex, KOMnexenxHMxe opranH na ;xBexe cxpanw xpaÖBa 
no MOJiöa Ha e^naxa ox ^xoroBapamMxe ce cxpanw o 6 bt>p 3- 
BamO JXSi Onpe;XeJlflX MKOHOMMHeCKM npMeMJlHBM MMHMMaJlHM 
M MaKCMMaJlHM rpaHMUM Ha HaBJTOXO, KaKXO M UOn'bJlHMXejlHM 
ycjioBMa. 

(5) ynacxMexo na KopaÖM ox xpexa cxpana b xpancnopxa 
Me)Kuy npMCxaHMuxa ox usexe uoroBapauxM ce cxpann e 3 a 
cMexKa Ha KBOxaxa na npeuocxaßauxaxa cxpana. 

Hjien 4 

(1) KopaÖHxe na Bcaxa ox cxpannxe MMax npaso ua npeeox- 
Bax xopa m/mjtm xoBapn npe3 xepnxopMflxa na upyraxa 
cxpana, no MapinpyxHxe, CT>rjiacyBaHH ox KOMnexenxHMxe 
opraHM no npeuJio>KeHMe na CMeceHHJi kommxcx (xpaH3MXHM 
npeB03M). 

(2) BcHKa ox cxpaHMxe mokc, no MXKJiioMeHMe, cjieu 
oGcTj^KuaHe b CMeceHHa komhxcx — no xexHMHecKw npunuHM 
MJTM 3apauM cMrypHocxxa na KopaÖMxe, ua onpeuejiH ropHM 
rpaHMUM 3axpaH3MXHMxe npesoxM no cbomxc bouhm m>XMuxa. 


HjieH 5 

KopaÖMxe na Bcaxa ox cxpaHMxe Morax Aa npeB03Bax xopa 
m/mjim xoBapM Me>Kuy npMCxaHMuxaxa na upyraxa cxpana h 
npMCxaHMUxa na xpexa cxpana m oöpaxHo (npeßOXM uo m ox 
xpexM cxpaHM) caMo bt, 3 ocnoBa na cneunajiHO pa3peuieHMe 
ox KOMnexenxHMxe opraHM. 

Hjien 6 

npeB03BaHexo Ha xopa m/mjim xoBapn MejKuy npncxa- 
HMuaaxa na upyraxa cxpana (Kaöoxa^KHM npeßoxM) ce uonycKa 
caMo BT,3 ocHOBa na cneuMajiHO paxpeuieHne ox KOMnexenx- 
HMxe opraHM, 

Hjien 7 

(1) KopaÖMxe, xexHMxe exMna^KM, ntxHMUM m xoBapn ce 
nouHMHflBax na 3aKOHOuaxejicxBOxo na cxpanaxa, no mmmxo 
B' bxpeuiHM bouhm m>xMuxa ce M3BT>puiBa KopaöonjiaBanexo. 
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(2) Es gelten jedoch folgende Ausnahmen: 

a) Auf der Donau werden das jeweils von der anderen Seite 
ausgestellte Befähigungszeugnis für die Besatzung (ein- 
schließlich des Schiffsführers) sowie das Schiffsattest 
anerkannt. 

b) Für die Schiffahrt auf den anderen Binnenwasserstraßen 

— ausgenommen Rhein, Mosel und Seeschiffahrtsstraßen 

— werden die zuständigen Behörden gegen Vorlage der in 
dem Gebiet der anderen Seite erworbenen Urkunden und 
Bescheinigungen, die sich auf das Schiff, seine Besatzung 
und Ladung beziehen (z. B. Schiffsattest und Schifferpa- 
tente), die in ihrem Land vorgeschriebenen Urkunden und 
Bescheinigungen ausstellen. Voraussetzung dafür ist, daß 
die Urkunden und Bescheinigungen in dem Gebiet einer 
Seite unter Bedingungen erteilt worden sind, die den im 
Gebiet der anderen Seite geltenden Vorschriften genügen. 

Artikel 8 

Mit Schiffen dürfen gefährliche Güter nur dann befördert 
werden, wenn sie hierfür das für die jeweilige Wasserstraße 
vorgeschriebene gültige Zulassungszeugnis besitzen. 

Artikel 9 

Jede Seite wird Schiffe der anderen Seite bei Inanspruch- 
nahme der ihnen nach den Artikeln 2 bis 6 gewährten 
Verkehrsrechte ebenso behandeln wie Schiffe der eigenen 
Seite; das gilt insbesondere: 

a) bei der Erhebung öffentlicher Schiffahrts- und Ffafenab- 
gaben; 

b) bei der Benutzung öffentlicher Hafeneinrichtungen, Liege- 
stellen, Schleusen und ähnlicher Schiffahrtsanlagen; 

c) bei der Abfertigung durch die jeweils zuständigen Be- 
hörden ; 

d) bei der Treibstoff- und Schmiermittelversorgung. 

Artikel 10 

Jede Seite gewährt den Schiffen der anderen Seite hin- 
sichtlich der Zollbehandlung des an Bord mitgeführten Mund- 
und Schiffsvorrats die gleiche Behandlung wie Schiffen der 
eigenen Seite. Entsprechendes gilt für die auf den Schiffen zu 
verwendenden Treib- und Schmierstoffe. 


Artikel 11 

(1) Die Schiffahrtsunternehmen beider Seiten dürfen im 
Gebiet der anderen Seite unter Beachtung des dort geltenden 
Rechts und nach Genehmigung durch die zuständige 
Behörde auf der Grundlage der Gegenseitigkeit Agenturen zur 
Betreuung von Schiffen und Besatzungen errichten. 

(2) Die Schiffahrtsunternehmen beider Selten können zur 
Förderung der Wirtschaftlichkeit ihres Verkehrs miteinander 
Vereinbarungen über die betriebliche, technische und kom- 
merzielle Zusammenarbeit treffen. 

Artikel 12 

Jede Seite gewährt den Schiffahrtsunternehmen der ande- 
ren Seite das Recht, die Differenz, die sich aus den Ein- 
nahmen und Ausgaben des Betriebs dieser Unternehmen 
ergibt, frei zu transferieren und frei von Abgaben an den Sitz 
dieser Unternehmen zu überweisen. Die Transferierung wird 
auf der Grundlage der amtlichen Wechselkurse innerhalb der 
üblichen Frist vorgenommen. 


(2) /XonycKaT ce oöaMe cjieaHWTe 

а) no p. JXynsiB ce npusHaeaT HSziaaeHHie ctjOtbctho ot Apy- 
raia cipaua cBHAeTe.acTBa 3a npaBOcnocoÖHOcT ua 
eKuna^a (BK.aK)HHTe.aHO h 3a KanwiaHa ua Kopaöa) KaKTO 
H KopaÖHOTO y^ocTOBepeHMe. 

б) 3a KOpa6on.aaBaHe no apyrnie BTsipeuiHW bojxhh m>THu^a 
— c H3K.aK)MeHHe Ha PewH, Mo3e.a h MOpcKHTe rnjinuia — 
cjiezi npezicTaBsiHe na H3ziazieHHTe Ha xepHTOpHsiTa na 
zipyraia CTpana aOKyMeniH h yziocTOBepeHMSi, OTHacfluiw 
ce jio Kopaöa, eKHna>Ka m lOBapHTe My (nanpuMep 
KOpaÖHO yaocTOBepeHHe, cBw^eTejicTBa 3a npaBOcnocoö- 
HOCT) KOMOeTeHTHMTe OpraHH me H3aaBaT H3HCKBaHHTe 
Ha TAXHaia xepHTopHsi aOKyMeHTw h yAOCTOBepeHwsi. 
OpeAnocTaBKa 3a TOBa e, npaBH.n[aTa 3a H3AaBaHeTO hm na 
TepHTopHSiTa Ha eanaxa cxpana Aa OTroBapsT na AeücTBy- 
BamHTe b Apyraxa cxpana npaBHJia. 

Hjien 8 

OnacHH TOBapH MoraT jxa. npeB03BaHH c KopaÖH 

caMO ToraBa, KoraTO 3a Ta3H ixqji npHTe^KaBax H3HCKBaHOTO 
no T03H peneH m?! pa3peiiiHTe.aHO. 

Hjien 9 

ßc$iKa OT AoroBapfliuHTe ce cTpann me TpeTHpa KopaÖHxe 
Ha Apyraxa cxpana npn B'b3no.a3yBaHe ot npeziocTaBennTe hm 
no MjieHOBe 2-pH jxo 6-th TpancnopTHH npaBa, Taxa KaKTO 
coöcTBeHHTe H Kopaön; TOBa ce OTnacsi npeziH bchhko jxo: 

a) c'bÖHpaneTO na 0(t)HUHa.THH KOpa6on.aaBaTe.aHH h 
npHCTaHHmHH aaKcn; 

6) H3no.a3yBaHeTO na nenacTHH npHCTannrnnn c'bopT»>Ke- 
HHfl, MecTa 3a KOTBenn ctoahkh, mjiK)30Be h ;ipyrH 
noAOÖHH Kopa6on.aaBaTeJiHH c'bopT>)KeHH5i; 

b) 0(t)0pMflHeT0 na ^OKyMeHTH ot CT>OTBeTHHTe KOMne- 
TCHTHH OpraHH; 

r) cnaÖAsiBaHeTO na KOpaÖHTe c ropHBO h cMa30HHH MaTe- 
pHa.aH. 

M.aeH 10 

BcsiKa CTpana rapaHTHpa na KOpaÖHTe na ApyraTa cTpana 
CT>moTO MHTHHHecKO o6cjiy)KBaHe no OTHomenne na naMH- 
pamHTe ce na öopzia npoAOBO.acTBeHH h Apyrn KOpaÖHH 
3anacH, KaKTO na coöcTBennTe h KopaÖH. Ci^moTO ce OTHacsi 
H AO rOpHBOTO H CMa30HHHTe MBTepHailH, npe^HaTHaMeHH 3a 
noTpe6.aeHHe ot jxbjxqhhsi Kopaö. 

Hjien 11 

(1) Kopa6on.aaBaTe.aHHTe npeAnpHATHsi na AOrOBa- 
psimHTe ce CTpann MoraT, npn cna3BaHe na MecTHOTO 3aK0H0- 
ziaTe.acTBO h c pa3pemeHHe na KOMneTeHTHHTe oprann, na 
B3aHMHa ocHOBa, jxB. OTKpHBaT Ha TepHTOpHflTa Ha zipyraia 
CTpana arenuHH 3a o6c.Ty>KBaHe na KOpaÖHTe h eKnna^KHTe. 

(2) 3a HacTspnaBane na e(t)eKTHBHOCTTa na cboa TpancnopT 
Kopa6on.aaBaTejiHHTe npeAnpHATHSi na jxbqiq cTpann MOraT 
Aa CKJHOHBaT noMe^KAy ch cnopa3yMeHHsi 3a eKcn.aoaTa- 
UHOHHO, TeXHHMeCKO H T'bprOBCKO C'bTpy^lHHMeCTBO. 

Mjien 12 

BcsiKa AOrOBapama ce CTpana npeziocTaBa na Kopa6on.aaBa- 
Te.aHHTe npeAnpHsiTHsi na ApyraTa cTpana, npaBOTO cbo- 
6o;mo ;ia oÖMensiT h 6e3 yApT>5KKH jxb npeae^KZiaT b cBoeTO 
ceAajiHme, pa3JiHKHTe ot npHxoAHie h pa3xOAHTe b pe3y.TTaT 
Ha AeHHocTTa na Te3H npe^npHsiTHfl. OöMjmaTa ce H3B'bpmBa 
no 0(t)HUHa.aHHsi BajiyTen xypc h b oÖHMaHHHsi cpOK. 
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Artikel 13 

(1 ) Die Besatzungsmitglieder der Schiffe der beiden Seiten 
benötigen ziim Grenzübertritt ein Reisedokument und eine 
Aufenthaltserlaubnis in der Form des Sichtvermerks (Visum). 

(2) Auf den Güterschiffen dürfen sich nur Besatzungsmit- 
glieder befinden. Auf Personen- und Güterschiffen können 
zusammen mit den Besatzungsmitgliedern auch deren Ehe- 
gatten und deren unverheiratete minderjährige Kinder ein-und 
ausreisen, wenn sie im Besitz eines der in Absatz 1 genannten 
Dokumente und eines Sichtvermerks sind. Kinder unter 16 
Jahren können im Reisedokument eines ihrer Elternteile ein- 
getragen werden. 

(3) Auf der Donau benötigen die Besatzungsmitglieder der 
Schiffe der beiden Seiten für den Grenzübertritt und den Auf- 
enthalt an Bord sowie im Hafengelände der an der Donau 
gelegenen Häfen keinen Sichtvermerk, wenn sie Inhaber 
eines Donauschifferausweises oder Schifferdienstpasses und 
in der Besatzungsliste eingetragen sind. Das gleiche gilt für 
die in den Donauschifferausweisen oder den Schifferdienst- 
pässen eingetragenen Familienangehörigen der Besatzungs- 
rnitglieder. 

(4) Sämtliche in den Absätzen 1 bis 3 aufgeführten Perso- 
nen an Bord müssen in eine Besatzungsliste eingetragen sein. 

(5) Beide Seiten tauschen Muster der in den Absätzen 1 
und 3 bezeichneten Dokumente aus. 

(6) Soweit Rechtsvorschriften einer Seite über Einreise 
und Aufenthalt von Ausländern günstigere Regelungen ent- 
halten, gehen diese vor. 

Artikel 14 

(1) Die Schiffe beider Seiten dürfen an folgenden Stellen 
bei Tag und Nacht stilliegen: 

a) im Lade- und Löschhafen; 

b) in Häfen auf der Fahrtstrecke einschließlich der Grenz- 
häfen ; 

c) an den durch die Verkehrsordnung zugelassenen Stellen 
auf der Fahrtstrecke, 

(2) Im Falle einer Havarie, eines Unfalls, einer schweren 
Krankheit einer Person an Bord oder aus anderen Gründen, 
die die Weiterfahrt unmöglich machen, können die Schiffe an 
jeder geeigneten Stelle anlegen. In solchen Fällen hat der 
Schiffsführer oder eine von ihm bevollmächtigte Person 
umgehend die nächste Grenz-, Zoll-, Polizei- oder sonstige 
zuständige Behörde zu unterrichten. 

(3) Die zuständigen Behörden beider Seiten leisten bei 
Havarien oder Unfällen, an denen Schiffe oder Personen der 
anderen Seite beteiligt sind, die notwendige Hilfe. Dies gilt 
auch bei Erkrankungen, die sofortige ärztliche Hilfe erfordern. 

(4) Bei schweren Havarien oder Unfällen von Schiffen oder 
Personen einer Seite auf dem Gebiet der anderen Seite wird 
die Seite, auf deren Gebiet dieses Ereignis geschehen ist, 
unverzüglich die andere Seite davon verständigen, die erfor- 
derlichen Maßnahmen für die Untersuchung der Ursachen 
des Ereignisses treffen sowie die andere Seite über die 
Ergebnisse unterrichten und die Protokolle, die für die Scha- 
densregulierung erforderlich sind, übermitteln. 

Artikel 15 

(1 ) Für die Erfüllung und die Überwachung der Anwendung 
dieses Abkommens wird ein Gemischter Ausschuß gebildet. 
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Hjich 13 

(1) 3a npecMHane na rpaHMUMie HJieHOBere na eKuna^KMie 
Ha KopaÖMTe Ha jiBere crpaHH rpflÖBa m npuTOKaBai Bajiw- 
neH 3axirpaHM4eH nacnopi m paipemeHHc 3a npecTOw, noji 
(J)opMaTa Ha BM3a. 

(2) Ha TOBapHMTe KopaÖM ipsiÖBa jia ce HaMwpaT caMo HJie- 
HOBcre Ha eKMna)Ka. C m>THMHecKHTe m TOBapHMie KopaÖM 
3aejiHO c HJieHOBCTe na eKMna>Ka Morar m Bsimar m M3.nM3aT b 
CTpanara tcxhutc cT>npy3M m He>KeHeHMTe mm Hem>.nHO- 
jieTHM jieua, aKo c^biMMTe npMTOKaBar noconeHMTe b ajiMHcsi 
1 ;ioKyMeHTM m bm3m. /leua noji 16 fojimhm Morar m ö-bjiaT 
BOMcaHM B nacnopra na ejiMH ot pojiMieJiMTe. 

(3) Ho peKa JXynsiB HJTeHOBeie Ha eKMna^KMTe Ha KopaÖMTe 
Ha aBCTe crpaHM ne ce Hy^KjiasiT ot BM3a npM npecMHaHe na 
rpaHMUMTC, npM npeÖMBaßaHe na öopjia üjm na TepHTopMara 
Ha npHCTaHMiuaia no p. ZlynaB, aKo npMTOKaBar ;iyHaBCKa 
MopaiuKa KHM)KKa MJiM MopauiKM nacnopT m ca BnucaHM b 
KO paÖHMfl eKMOa^KCH CnMCT,K. C^mOTO ce OTHaCfl M ÜO BOMCa- 
HMTe B JiyHaBCKMTe MOpaUlKM KHM)KKM MJTM B MOpfllUKMTe 
nacnopTH HJieHOBe Ha ceMeMCTBara na HJieHOBere Ha eKM- 
na>KMTe. 

(4) Bcmhkm jiMua, nocoHeHM b aJiMHen 1 jio 3 m naMMpamu 
ce Ha öopjia, ipsiÖBa ;ia 6T,;iaT BOMcaHM b KopaÖHMa eKM- 
na)KeH comcik. 

(5) JXbgtg cTpaHM me pa3MeHaT o6pa3UM ot noconeHMTe b 
aJlMHCM 1 M 3 ;iOKyMeHTH. 

(6) Ako npaBHMie HopMM othocho BjiM3aHeTo H npecTos! 
Ha Hy)K;ieHUM na e;iHa ot ;ioroBapflmMTe ce CTpann 
CT>jn>p>KaT no-6;iaronpMflTHM ycjioBMsi, Te MMaT npejiMMCTBo. 

HjieH 14 

(1) KopaÖMTe Ha jiBeTe cTpaHM MoraT no bcako BpeMe na 
üeHOHomMCTo jia 3acTaBaT Ha KOTBa na HSKoe ot c.JTejiHMTe 
MecTa: 

a) B npMCTaHMinaTa, KT,jieT0 TOBapsT mjim pa3TOBapBaT; 

6) B npMCTaHMiuaTa no MapuipyTa, BKjiioHMTejiHO rpaHMH- 
HMTe npMCTaHMiua; 

b) b pa3peuieHMTe ot npaBMJiaTa 3 a njiaBane MecTa no Mapui- 
pyTa. 

( 2 ) ripM aBapMa, HemacTcH ciiynaM, tokko 3a6ojniBaHe na 
jiMue Ha öopjia m^m npyra npMHMHa, kosito BT>3npenflTCTByBa 
Kopaöa jia npoin>ji)KM m>TyBaHeTO cm, tom moäc jia 3acTaHe 
Ha KOTBa Ha bcsko yjioÖHO 3 a uejiTa macto. B TaK'bB cnynaM 
KanMTaH-bT m^m ynMHOMomeno ot nero JiMue TpaÖBa He3a- 
ÖaBHO Jia MHtJlOpMMpa HaM-6jlM3KMTe rpaHMHHM, MMTHMHeC- 
KM, nOJlMUeMCKM HJIH JipyTM KOMneTCHTHM OpraHM. 

(3) KoMneTCHTHMTe opraHM na iioroBapsuuMTe ce CTpauM 
OKa3BaT HeoöxoüMMaTa noMom npn aBapna m^m HemacTCH 
ciiynaM na Kopaö mjim jimuc Ha npyraTa CTpana. ToBa ce 
OTHacsi M no 3a6oJiflBaHMfl, M3MCKBamM He3a6aBHa nexapcKa 

noMoiu- 

(4) HpM TQTKKB aBapMfl MJIM HeuiacTCH cjiynaM Ha KopaÖM 
MJIM MJiua OT eüHaTa CTpana na TepMTopMHTa Ha jipyraTa 
CTpaHa, CTpanaTa na hmhto TepMTopMH ce e cJiyHMJio ct>6m- 
TMCTo, He3a6aBHO me MHtJiopMMpa JipyraTa CTpana 3a CTana- 
jiOTo, me B3eMe HeoöxoüMMMTe MepKM 3a npoynsaHe na 
npMHMHMTe Ha CTjÖMTMeTo, me MHtJiopMMpa JipyraTa CTpaua 3a 
pe3yjiTaTMTe m me npejiocTaBM neoöxojiMMMTe 3a peryjin- 
pane Ha meTMTe, npoTOKOJiM. 

Hjich 15 

(1) 3a M3m>jiHeHMe m kohtpoji naji npMJiaraHCTO na Ta3M 
Cnorojiöa ce cT>3jiaBa CMecen KOMMTeT. B CMeceuMfl komm- 
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Dem Gemischten Ausschuß gehören je drei bevollmächtigte 
Vertreter jeder Seite an, die vom Bundesminister für Verkehr 
der Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise vom Mini- 
ster für Verkehr der Volksrepublik Bulgarien bestimmt werden. 

Von seiten der Bundesrepublik Deutschland werden dem 
Gemischten Ausschuß ein Vertreter des Bundesministers für 
Verkehr der Bundesrepublik Deutschland als Delegations- 
leiter sowie je ein vom Bundesminister für Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland benannter Vertreter der Schiff- 
fahrtsunternehmen und der verladenden Wirtschaft ange- 
hören. 

Von seiten der Volksrepublik Bulgarien werden dem Gemisch- 
ten Ausschuß ein Vertreter des Ministers für Verkehr der 
Volksrepublik Bulgarien als Delegationsleiter sowie je ein vom 
Minister für Verkehr der Volksrepublik Bulgarien benannter 
Vertreter der Schiffahrtsunternehmen und der verladenden 
Wirtschaft angehören. 

Zur Prüfung einzelner Fragen kann jede Seite Sachverstän- 
dige hinzuziehen. 

Der Gemischte Ausschuß erarbeitet und bestätigt auf seiner 
ersten Sitzung eine Geschäftsordnung für seine Tätigkeit. 

(2) Der Gemischte Ausschuß hat insbesondere die Auf- 
gabe, 

a) den zuständigen Behörden Vorschläge zu machen für die 

— Festlegung der Transitwasserstraßen (Artikel 4 
Absatz 1), 

— Festlegung der Häfen (Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c), 

— Festsetzung von Mindest-ZHöchstfrachten und der 
Nebenbedingungen (Artikel 3 Absatz 4), 

~ Anpassung dieses Abkommens an die Entwicklung 
des Binnenschiffsverkehrs und Lösung aller Fragen, 
die sich aus der Anwendung dieses Abkommens er- 
geben, 

— Zulassung von Schiffen aus dritten Ländern zum Wech- 
selverkehr; 

b) Beratungen durchzuführen über Möglichkeiten der 
Festsetzung von Höchstzahlen der Fahrten im Wechsel- 
verkehr (Artikel 3 Absatz 2) und im Transitverkehr (Artikel 4 
Absatz 2); 

c) den Verkehr der Schiffe beider Seiten statistisch zu er- 
fassen; 

d) die Einhaltung der nach Buchstabe a getroffenen Verein- 
barungen und die Anwendung der Artikel 9, 10 und 1 1 zu 
überwachen und 

e) die Transportgüter auf die Schiffahrtsunternehmen beider 
Seiten gemäß Artikel 3 Absatz 3 erforderlichenfalls auf- 
zuteilen und die Ladungsaufteilung zu überwachen. 

(3) Mindest-ZHöchstfrachten einschließlich der Nebenbe- 
dingungen, auf die sich der Gemischte Ausschuß geeinigt hat, 
legt dieser den zuständigen Behörden zur Genehmigung vor. 
Die zuständigen Behörden vereinbaren die Inkraftsetzung 
dieser Beschlüsse des Gemischten Ausschusses und teilen 
einander unverzüglich mit, wann sie nach dem innerstaat- 
lichen Recht in Kraft treten. 

(4) Die auf der Grundlage der Vorschläge nach dem Absatz 
2 Buchstabe a und Absatz 3 dieses Artikels vorgesehenen 
Vereinbarungen kommen dadurch zustande, daß sich die 
zuständigen Behörden ihr Einverständnis mit den ihnen vom 
Gemischten Ausschuß unterbreiteten Vorschlägen gegen- 
seitig innerhalb von zwei Wochen mitteilen. 


TCT ynacTByBar no TpWMa n-biinoMomHH npe;icTaBMTeJiH na 
BCBKa CTpana, Ha3HaMeHM cbOTBeTHO ot <I)e;iepaJiHMB mwh- 
MCT-bp Ha TpaHcnopia Ha ^e.aepajiHa penyÖJiwKa F epMaHWH w 
MMHucT-bp-bT Ha TpaHcnopxa na Hapo;iHa penyÖJiwKa EtJira- 
pMB. Ot CTpana na <I)e.aepaJiHa penyöJiwKa FepMaHMB b Cmc- 
ceHHB KOMMTei Lue ynacTByBa npejicTaBMieji na <I)e;iepajiHMB 
MUHHCTp-bp Ha TpaHcnopTa Ha Oe;iepaJiHa penyöJiwKa F epMa- 
HMH Kalo piKOBOjiMTeiT Ha .aciierauMBTa, KaKio w npe/icTaBW- 
Ten Ha KopaöonjiaBaieJiHHTe npeOTpHBiH« m na lOBapo- 
coöcTBeHHUHie — M /iBaMaia noconeHM ot <I>e;iepajiHHB mhh- 
MCTtp Ha TpaHcnopTa na OeziepaJiHa penyöJiwKa FepMaHH«, 

Ot CTpana na Hapo.aHa penyÖJiMKa EtJirapHB b CMeceHW« 
KOMHTCT me yMacTByBa npe;icTaBMTeji na MuHHCTtpa na 
TpaHcnopTa na Hapo/ina penyöJiHKa E-biirapwa, Kaxo ptKOBO- 
iiMTeJi Ha ixejierauMBTa, kbkto m npeACTaBHTeji na Kopaöo- 
nuaBaTeuHMTe npeOTpMBTHB h TOBapocoöcTBeHMUMTe — h 
^TB aMaxa nocoMenw ot NlnnwcT-bpa na TpaHcnopxa na 
Hapoiina penyÖJiHKa EtJirapHB. 3a pa3rjie)K;iaHe na ot^ictihm 
npoÖJieMM ;iBeTe jiorOBapBmM ce cipaHw Morax na npWB- 
jiMHax eKcnepTM. 

Ha m>pBOTo cm 3ace;iaHMe CMeceHMBX kommtct M3pa6oTBa m 
yTB'bp>KxiaBa npoueziypHM npaBMJia 3a CBOBxa acmhoct. 

(2) Cmccchmbt KOMHxeT MMa 3a 3aziaMa npe;iH bchmko: 

a) m BHacB npeiiiio>KeHMB npe.a KOMneicHTHMTe opraHM 3a: 

— onpe.aejiHHe na BO.aHHTe n-bTHma 3a TpaH3HTHo my- 
Bane (Huen 4, aji. 1); 

— onpe.aeJiBHe na npHcxaHMmaxa (Mjien 3, aji.l, öyKBa 

— onpe;iejiHHe na ropHMxe m ;ioJiHHTe rpannuM na HaB- 
jiOTO M yxoHHHBaHe Ha .aonT>JiHMTejiHMTe ycjiOBHB 

(Mjich 3, aji.4); 

— ocTiBpeMeHJiBaHe na Ta3M Cnoro;i6a b CT,oTBeTCTBMe c 
pa3BMTHeTo Ha peHHOTO KopaöonjiaBane m pemaBane 
Ha BCMHKH B^npOCM, npOM3THHamM OT HeMHOTO OpM- 
jiarane; 

— iionycKane na KopaÖM na xpexM cxpann ;io B3aMMHHTe 
npeB03H; 

6) jisi npOBe^iia oöc'bxcjiaHe na B'b3MOÄHOCTHTe 3a onpejie- 
jiBHe Ha MaKCHMajiCH öpOH Ha B3aMMHMTe npeB03M (Mji. 3, 
aJi.2) M Ha TpaH3MTHMTe npeB03H (Mji. 4, a.a.2); 

b) jxa Bo;iM OTMCT 3a H3B'bpmeHMTe npeB03H c KopaÖMxe na 
BCBKa OT cxpaHMxe; 

r) m KOHTpojiMpa cna3BaHeTO na cnopa3yMeHM5!Ta no öyKBa 
„a“ M npHJiaraHexo na MjienoBe 9, 10 m 11; 

.a) aa pa3npeaeaB npM neoöxoaMMOCT xoBapnie cpea Kopa- 
öonaaBaxeaHMxe npeanpMBXMB na aaexe cxpaHM 
c-braacHo Haen 3, aa.3 m aa KOHTpoanpa xoBa pa3npeae- 
aCHMC. 

(3) CMeceHMBT KOMMiex npeaaara na KOMnexeHTHMTe 
OpraHM aoaHMxe m ropHMxe rpaHMUM Ha naBaoxo, BKamMH- 
xeaHO ao n-baHMxe ycaoBMB, no komto ce e cnopa3yMBa, c uea 
xe aa ö-baax oaoöpeHM. KoMnexeHTHHTe opraHM ctraacyBax 
BaM3aHeTO b CMaa Ha Te3M pemeHMH na CMeceHMH KOMMxex m 
CM ctobmaBax He3a6aBHO Kora xe BaM3aT b cMaa b ctjOtbctct- 
BMe c BtTpemHOTo MM 3aKOHoaaTeacTBo. 

(4) npeaBMaeHMxe B'b3 ocHOBa Ha npeaao)KeHMBTa no 
aa.2, ÖyKBa „a“ m aa.3 na to3m Maen cnopa3yMeHM5! ce nocxn- 
rax Kaxo KOMnexeHTHMTe opraHM b aßyceaMMHeH cpoK ce 
MH(l)opMMpaT B3aMMHO 3a CbraacMexo cm c HanpaBeHMxe ot 
CMeceHMB KOMMxex npeaao>KeHMB. 
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(5) Kann eine Einigung im Gemischten Ausschuß nicht 
erzielt werden, treten auf Antrag einer Seite die Vertreter der 
zuständigen Behörden innerhalb von vier Wochen zur Konsul- 
tation zusammen. 

Artikel 16 

Die zuständigen Behörden werden dem Gemischten Aus- 
schuß auf sein Ersuchen diejenigen Unterlagen übermitteln, 
deren er zur Erfüllung seiner Aufgaben nach Artikel 1 5 bedarf. 

Artikel 17 

Die Sportfahrzeuge beider Seiten können die Binnen- 
wasserstraßen im Geltungsbereich dieses Abkommens unter 
Beachtung der jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
benutzen. 

Artikel 18 

Die Rechte und Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland aus der Mannheimer Akte von 1868 gegen- 
über den Vertragsstaaten dieser Akte und die Rechte und Ver- 
pflichtungen der Volksrepublik Bulgarien aus der Belgrader 
Konvention von 1 948 gegenüber den Vertragsstaaten dieser 
Konvention werden durch dieses Abkommen nicht berührt. 

Artikel 19 

Entsprechend dem Viermächte-Abkommen vom 3. Sep- 
tember 1971 wird dieses Abkommen In Übereinstimmung mit 
den festgelegten Verfahren auf Berlin (West) ausgedehnt. 

Artikel 20 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit ge- 
schlossen. 

(2) Dieses Abkommen tritt in Kraft, sobald beide Seiten 
einander schriftlich auf diplomatischem Wege mitgeteilt 
haben, daß die innerstaatlichen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind. 

(3) Dieses Abkommen kann von jeder Seite mit einer Frist 
von sechs Monaten vor Ende eines Kalenderjahres schriftlich 
auf diplomatischem Wege gekündigt werden. In diesem Fall 
tritt das Abkommen mit Ablauf dieses Kalenderjahres außer 
Kraft. 


Geschehen zu Bonn am 4. Juli 1989 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


(5) Ako b CMeceHMsi KOMMjer ne 6T>/ie nocTHrnaxo ctrjia- 
CHe, no MO.fT6a na qjxhsl ot /loroBapsimHTe ce cxpaHW b nexw- 
pMceAMHHCH cpoK npeAcxaBHxejiH na KOMnexenxHHxe 
opraHH ce cpemax 3a KOHcyjixauufl. 

Much 16 

rio MOJiöa Ha CMeceHMfl KOMwxex KovinexeHXHHxe B.fiacxH 
My npe/iocxaBsix OHe3H /lOKyMenxw, kohxo ca My Heoöxo- 
AHMM 3a M3ni>jieHHe na neroBHxe 3aAaHH no hji.15. 

Mjien 17 

CnopXHMxe jioakm h KopaÖM na Aßexe cxpaHH Morax m 
H3no;i3yBax BT>xpeiiiHHxe boahh m>XHU3a b oöcera na acmcx- 
Bwe Ha xa3H CnoroAÖa npn cna3BaHe na cT>oxBexHoxo 
BtxpeuiHO 3aKOHOAaxe;icxBO. 

Mjien 18 

ripaBaxa h 3a/iT>^>KeHM5ixa na Oe/iepajiHa penyÖJiHKa Fep- 
MaHHsi no MaHxaHMCKHsi axx ox 1868 r. cnpaMO AoroBa- 
pamnxe ce cxpanw no xo3h Akx h npaBaxa m 3a/n>;i)KeHH5ixa 
Ha Hapo/ina penyÖJinKa B^JirapH« no Bejirpa/icKaxa KOHBen- 
UHfl ox 1948 r. cnpavio AoroBapamuxe ce cxpann no xa3H 
KoHBenuMsi ne ce 3acHrax ox xa3H Cnoro/i6a. 

Mjien 19 

Cx.rjiacHO MexnpHcxpaHHOxo cnopa3yMeHHe ox 3 cen- 
xeMBpH 1971 roAHHa, xa3H CnoroAÖa ce pa3npocxHpa b ctox- 
BexcxBHe c ycxanoBenaxa npoueAypa BT>pxy BepJiHH (3anaA). 

Mnen 20 

(1) Ta3H CnoroAÖa ce cKUfOHBa 3a Heonpe/ieJieH cpOK. 

(2) Ta3H Cnoro;i6a BJiH3a b cwjia cueA xaxo /iBexe cxpanw 
no AHnjiOMaxHHecKH m>x ce yBe/iOMHX B3aHMHO 3a H3m>JiHe- 
HMeXO Ha B3,XpeilIHO/n>p>KaBHHXe H3HCKBaHMH 3a BJlH3aHeXO 
Ha CnoroAÖaxa b CH.na. 

(3) Ta3H CnoroAÖa MO)Ke Aa öt/ie /teHOHCHpana ox BcsiKa 
ox AoroBapamnxe ce cxpann Hpe3 oxnpaBeno no /mnnoMa- 
XHHecKH m>x nncMeno npeAH3BecxHe ctc cpOK ox mecx 
Meceua npe/tn Kpaa na Ka.[ieHAapHaxa ro/inna. B xaKT>B 
cjiyHaM, c M3XMHaHexo na Kajien/iapHaxa roAMna CnoroAÖaxa 
npeKpaxHBa AencxBwexo cm. 


CT>cxaBeHa b Boh na 04.07.1989 b Aßa opHrMHajiHM eK3eM- 
njiHpa Ha hcmckh h ötJirapcKH e3HK, xaxo h ABaxa xexcxa 
MMax eAHaKBa CMJia. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3 a OpaBMxeJicxBOxo na <l>eAepajiHa penyÖJiMKa PepMaHMsi 

Lautenschlager 
Dr. Zimmermann 

Für die Regierung der Volksrepublik Bulgarien 
3 a ripaBMxejicxBoxo na HapoAHa penyÖAMKa BtArapna 

Trifon Pashov 
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Protokoll ripoTOKon 

Aus Anlaß des Abschlusses der Verhandlungen über das Ho ooboa npHKJiioqBaHero na nperoBopwTe 3a cisrjiacy- 
Abkommen zwischen den Regierungen der Bundesrepublik Bane na CnorOAÖa mokay npaBHiejiCTBaxa na Oe/iepanHa 
Deutschland und der Volksrepublik Bulgarien über die Schiff- penyÖJiHKa r epMaHwa w HapoAna penyÖJiMKa EtJirapH« 3a 
fahrt auf den Binnenwasserstraßen erklären die Delegationen KopaöonjiaBaHC no BT^TpeuiHHie boähm m>TMiua, ziejiera- 
der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik uHHTeHaOeAepajiHapenyöJiwKarepMaHMsi wHapOAHapeny- 
Bulgarien: ÖJiwKa BT>.nrapHsi ^aBai cjicahhic obacHeHwa: 


1. Verkehrsrechte 

Um eine einheitliche Anwendung des Abkommens zu 
gewährleisten, haben sich beide Seiten geeinigt, von 
folgendem inhaltlichen Verständnis der Verkehrsrechte 
auszugehen: 

(1) Wechselverkehr: Beförderung von Personen und/ 

oder Gütern mit einem Schiff einer 
der Seiten von dem Gebiet der 
einen Seite in das Gebiet der ande- 
ren Seite über ausschließlich solche 
Binnenwasserstraßen, die beide 
Seiten miteinander verbinden. 

(2) Transitverkehr: Beförderung von Personen und/ 

oder Gütern mit einem Schiff der 
einen Seite auf Binnenwasser- 
straßen durch das Gebiet der ande- 
ren Seite, ohne daß dabei auf der 
Durchfahrt Personen zu- oder aus- 
steigen beziehungsweise ohne 
dabei Güter zu laden oder zu 
löschen. 

(3) Drittlandverkehr: Beförderung von Personen und/ 

oder Gütern mit einem Schiff der 
einen Seite von einem dritten Land 
in das Gebiet der anderen Seite 
oder umgekehrt. 

(4) Kabotage: Beförderung von Personen und/ 

oder Gütern mit einem Schiff der 
einen Seite zwischen Lade- und 
Löschplätzen an Binnenwasser- 
straßen der anderen Seite. 

Für die Beurteilung, welches Verkehrsrecht in Anspruch 
genommen wird, ist die Beförderungsleistung des jeweili- 
gen Schiffes maßgebendes Kriterium und nicht die Her- 
kunft und der Zielort des Beförderungsgutes. 

2. Auf Antrag der Seite der Bundesrepublik Deutschland wird 
die Volksrepublik Bulgarien auf der Grundlage eines 
Vorschlages des Gemischten Ausschusses die Schiffahrt 
der Bundesrepublik Deutschland am Transitverkehr 
(Artikel 4) beteiligen. 

3. Beide Seiten werden den in Artikel 1 3 Absatz 5 vorgesehe- 
nen Austausch von Dokumenten vor Inkrafttreten des 
Abkommens vollziehen. 

4. Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland erläutert 
zu Artikel 14 Absatz 1, daß die Zollbehörden im Grenz- 
bereich besondere Anlegestellen bestimmen können. 

5. Zu Artikel 1 4 Absätze 3 und 4 besteht Einvernehmen, daß 
jede Seite bei Havarien oder Unfällen von Schiffen oder 
Personen Sachverständige der anderen Seite zur Unter- 
suchung zulassen kann. 


1. npaBa 3a npeB03 

3a jxa ce ocMrypM e^HaKBO npH/iO)KeHHe na CnoroAÖaTa, 
ÄBeie CTpaHH ce cnopa3yMsixa jxa H3xO)KÄaT ot cjicähmb 
cmhctjJI Ha noHRTHsiTa 3a npaBara 3a npeB03: 

(1) B3aHMHM npeB03M : npeB03H Ha xopa m/hjih TOBapw 

c KOpaö Ha ezina ot CTpaHHxe ot 
TepMTOpHBTa Ha ezinaTa CTpana 
B TepHTopHHTa Ha ApyraTa 
CTpana caMO no BT^TpeuiHMTe 
boahh n-bTHLua, KOHTO CBT>P3- 
BaT ABCTe CTpaHH. 

(2) TpaH3HTHH npeB03H: npeB03H Ha xopa H/H.nH TOBapH 

c KOpaö Ha cAHaTa CTpana no 
BT>TpeLUHHTe BOAHH nTsTHlHa 
npe3 TepHTOpHBTa na ApyraTa 
CTpana, 6e3 npaBO no BpeMe na 
niiTyBaHeTO ^a ce KaHBaT hjih 
cjiHTaT xopa, pecn. 6e3 /la ce 
TOBapBT HJIH pa3TOBapBaT 
CTOKH. 

(3) npeB03M jxo TpeTH CTpaHH: npeB03H Ha xopa h/hjih 

TOBapH c KOpaÖ Ha e^naTa 
CTpana or TpeTa CTpana b TepH- 
TOpHBTa na zipyraTa CTpana hjih 
OÖpaTHO. 

(4) Ka6oTa)K : npeB03 na xopa h/hjih TOBapH c 

KOpaö Ha eAHaTa CTpana Me)KAy 
MeCTaTa 3a TOBapene h pa3TO- 
BapBane no BtTpeiuHHTe boahh 
niiTHiHa Ha ApyraTa CTpana. 

3a onpeAejiHHe KOe npaBO 3a npeB03 me ce npnjiara, 
pemaBam KpHTepHH e ocijmecTBenHsiT npeB03 ot jxsljiqh 
KOpaÖ, a He np0H3X0AT>T h mbctoto na Ha3HaqeHHe na 
TOBapa, npeB03BaH ot KOpaöa. 

2. no MOJiöa OT CTpana na Oe^epanHa penyÖJiHKa fepMa- 
HHB, HapOAHa penyÖJiHKa BiiJirapHfl, no npezmo)keHHe na 
CMeceHHfl KOMHTCT, mc AaBa btj3mO)khoct 3a yqacTne na 
KOpaÖH Ha OeACpaAHa penyöjiHKa F epManna b TpaH3HT- 
HHTe npeB03H (Hjien 4). 

3. ÜBeTe CTpaHH me H3B'bpmaT npeABHAenaTa b Hjien 13, 
ajiHHeq 5 pa3M5ma na AOKyMeHTH npeAH BJiH3aHeTO b CHjia 
Ha Ta3H CnoroAÖa. 

4. /teAerauHBTa na OeAepajina penyÖAHKa F epMannq, oöac- 
HBBa no qjien 14, ajiHHe» 1, ne MHTHHqecKHTe BJiacTH me 
onpeAejiHT KOTBeHHTe ctohhkh b rpanHqnaTa 30Ha. 

5. no q^en 14, ajinneq 3 h 4 Gerne nocTHrnaTO CbrjiacHe, qe 
BCHKa CTpana MO)Ke Aa Aonycne excnepTH na ApyraTa 
CTpana 3a pa3CAeABaHe npH aBapHH hah nemaCTHH 
CAyqaH c Kopaön hah xopa. 
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6. Beide Selten erklären: Der Status der Wasserstraßen in 6. CTaTyTTjT hsl BoziHme n'bTnma b BepjiMH (3ana>a) ne e 
Berlin (West) ist nicht Gegenstand des Abkommens. Die npe/iMei na Ta3n Cnoro>a6a. B laiM Bp'b3Ka flpaBHiejiCT- 

Regierung der Volksrepublik Bulgarien bestätigt in diesem boto na HPB noTB'bp)KziaBa, ne pa3nopeA6nTe hsl Ta3n 

Zusammenhang, daß die Bestimmungen dieses Abkom- Cnoroüöa U 4 e ce npHJiarai 3a ö-bJirapcKWTe KopaÖM b Bep- 

mens auf bulgarische Schiffe in Berlin (West) Anwendung jimh (3anazi). 

finden. 


Sofia, den 15. Juli 1988. rp. Coct)Wfl, 15 k)jim 1988 r. 

Für die Delegation der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a >aejierauMaTa na Oeziepanna penyÖJiwKa fepMaHHa 

Ph. Nau 

Leiter der Delegation der Bundesrepublik Deutschland 
P-bKOBo/iMTeji Ha >[iejierauHflTa Ha OeziepajiHa penyÖJiHKa fepMaHHa 

Für die Delegation der Regierung der Volksrepublik Bulgarien 
3a >aejierauMflTa na Hapo>aHa penyÖJiwKa B-bJirapMa 

Arsov 

Leiter der Delegation der Volksrepublik Bulgarien 
PtKOBOiiHTeji Ha üejierauHflTa na Hapo/xna penyÖJiHKa B'bJirapnsi 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Volksrepublik 
Bulgarien über die Schiffahrt auf den Binnenwasserstra- 
ßen ist am 4. Juli 1989 in Bonn unterzeichnet worden. 
Nach Maßgabe der gegenseitig eingeräumten Verkehrs- 
rechte gewähren beide Vertragspartner den Schiffen der 
jeweils anderen Seite das Befahren und Befördern auf 
ihren Binnenwasserstraßen. 

Mit diesem Abkommen wird dem Beschluß des Bundes- 
kabinetts vom 2. Februar 1983 entsprochen, wonach der 
Binnenschiffsverkehr mit den interessierten Staaten, die 
den Main-Donau-Kanal benutzen wollen, vertraglich zu 
regeln ist. Die Donau- und Rheinschiffahrtsunternehmen 
werden auf Märkten mit unterschiedlichen Strukturen und 
Ordnungssystemen tätig. Ihr Marktverhalten als Anbieter 
ist teils nach anderen Kriterien ausgerichtet. Es waren 
daher in dem Abkommen für den Transport von Gütern 
zwischen den beiden Staaten Regelungen über eine 
Ladungsaufteilung und über eine Frachtenfestsetzung zu 
treffen. 

Mit der Fertigstellung des Main-Donau-Kanals Anfang der 
90iger Jahre wird es zu einem verstärkten Güteraustausch 
auf dem Wasserwege kommen. Durch die in dem Abkom- 
men festgelegten Regelungen wird sichergestellt, daß die 
Ordnung des innerstaatlichen Schiffahrts- und Verkehrs- 
marktes nicht beeinträchtigt wird. Im übrigen ist durch das 
Zusatzprotokoll Nr. 2 zur Revidierten Rheinschiffahrtsakte 
(BGBl. 1980 II S. 870) ein Schutz des Rheinschiffahrts- 
marktes insoweit vorgenommen worden, als nur die zur 
Rheinschiffahrt gehörigen Schiffe hieran teilnehmen dür- 
fen (Vorbehalt der Kleinen und Großen Kabotage zugun- 
sten der zur Rheinschiffahrt gehörenden Schiffe). 

B. Zu den Einzelbestimmungen 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel enthält die für die Anwendung des Abkom- 
mens erforderlichen Begriffsbestimmungen. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bestimmt den Rahmen der eingeräumten 
Verkehrsrechte, und zwar des Transit-, Wechsel-, Dritt- 
land- und Kabotageverkehrs. Um beim Vollzug des 
Abkommens jegliche Unklarheit auszuschließen, haben 
die beiden Delegationen unter Nummer 1 des aus Anlaß 
des Abschlusses der Verhandlungen über das vorliegende 
Abkommen am 15. Juli 1988 Unterzeichneten Protokolls - 
im folgenden Abschlußprotokoll genannt - diese Verkehrs- 
rechte in einer völkerrechtlich verbindlichen Form klar von- 
einander abgegrenzt und definiert. 

Zu Artikel 3 

In Absatz 1 wird geregelt, auf welchen Binnenwasser- 
straßen der Vertragsparteien ein Wechselverkehr statt- 
finden darf. 

Mit der Regelung in Absatz 2 werden die Einschränkungs- 
möglichkeiten im Wechselverkehr umschrieben. 


In Absatz 3 ist die Ladungsaufteilung geregelt, die wegen 
der unterschiedlichen Wirtschaftssysteme, vor allem 
wegen unterschiedlicher Akquisitionsmöglichkeiten, erfor- 
derlich war. Grundsätzlich hat eine hälftige Ladungsauftei- 
lung zu erfolgen. 

Wegen der unterschiedlichen Wirtschaftssysteme in den 
beiden Vertragsstaaten sind nach Absatz 4 auf Antrag 
einer Seite wirtschaftlich auskömmliche Mindest-ZHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen verbindlich festzu- 
setzen. Nach Artikel 4 des Vertragsgesetzes zu diesem 
Abkommen kann ein Verstoß gegen die festgesetzten 
Frachtentgelte als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

Nach Absatz 5 wird das Einsetzen von Schiffen aus Dritt- 
staaten ermöglicht, um die Wirtschaftlichkeit und Flexibili- 
tät des Wechselverkehrs sicherzustellen, ohne daß dies 
Auswirkungen auf die Beteiligungsquote hat. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 regelt den Transitverkehr über die Binnenwasser- 
straßen beider Seiten. Auf Vorschlag des Gemischten 
Ausschusses werden die zuständigen Behörden eine Ver- 
einbarung treffen, in der die Wasserstraßen festgelegt 
sind, auf denen der Transitverkehr erfolgen darf. 

Nach Nummer 2 des Abschlußprotokolls wird die Volks- 
republik Bulgarien die Schiffahrt der Bundesrepublik 
Deutschland am Transitverkehr beteiligen. 

Die Beschränkungsmöglichkeit in Absatz 2 ist inhaltlich 
identisch mit der Regelung in Artikel 3 Abs. 2. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt, daß Drittlandverkehr nur auf 
Grund einer besonderen Erlaubnis der zuständigen 
Behörde zulässig Ist. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel stellt sicher, daß die Beförderung innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) - sog. Kabotage - grundsätzlich der deutschen 
Schiffahrt Vorbehalten bleibt. Ausnahmen sind nur mit 
einer besonderen Erlaubnis der zuständigen Behörde 
gestattet. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1 stellt klar, daß für Schiffe, Ihre Besatzung, ihre 
Fahrgäste und ihre Ladung beim Befahren der Binnenwas- 
serstraßen die jeweiligen innerstaatlichen Vorschriften 
Anwendung finden. 

In Absatz 2 Buchstabe a wird die bisherige Praxis der 
gegenseitigen Anerkennung der zum Befahren der Donau 
erforderlichen Schiffsdokumente bestätigt. 

Für die Schiffahrt auf den übrigen Wasserstraßen werden 
nach Absatz 2 Buchstabe b nach Vorlage der in dem 
anderen Vertragsstaat ausgestellten Urkunden und 
Bescheinigungen, die sich auf das Schiff, seine Besatzung 
und die Ladung beziehen, die bei uns allgemein erforder- 
lichen Urkunden und Bescheinigungen ausgestellt, sofern 
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die von der anderen Seite ausgestellten Urkunden und 
Bescheinigungen unter Bedingungen erteilt worden sind, 
die den in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 
Vorschriften genügen. Für die Fahrt auf dem Rhein, der 
Mosel und auf den Seeschiffahrtsstraßen sind die hierfür 
besonderen Urkunden und Bescheinigungen erforderlich. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel enthält besondere Vorschriften über die 
Beförderung gefährlicher Güter. 

Zu den Artikeln 9 und 10 

Diese Artikel beinhalten Gleichbehandlungsklauseln. 

Zu Artikel 11 

Absatz 1 regelt auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit das 
Recht, Agenturen zu errichten, deren Tätigkeit sich auf die 
Betreuung von Schiffen und Besatzungen zu beschränken 
hat. 

Mit Absatz 2 wird eine kommerzielle Zusammenarbeit der 
Schiffahrtsunternehmen beider Vertragsstaaten ermög- 
licht. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel sichert den Schiffahrtsunternehmen den 
freien Transfer von Einnahmen in das Gebiet ihrer Seite. 

Zu Artikel 13 

In den Absätzen 1 bis 5 werden Regelungen über die 
erforderlichen Reisedokumente getroffen. 

In Absatz 6 wird sichergestellt, daß eine Regelung über 
Einreise und Aufenthalt von Ausländern, die günstiger Ist 
als die In dem Abkommen getroffene Regelung, Vorgehen 
soll. 

Zu Artikel 14 

Absatz 1 regelt die Liegerechte der Schiffe. In Nummer 4 
des Abschlußprotokolls wird klargestellt, daß die Zollbe- 
hörden der Bundesrepublik Deutschland im Grenzbereich 
besondere Anlegestellen bestimmen können. 

In den Absätzen 2 bis 4 werden die gegenseitigen Rechte 
und Pflichten bei Havarien, Unfällen und schwerer Krank- 
heit von an Bord befindlichen Personen festgelegt. In 
Nummer 5 des Abschlußprotokolls wird hervorgehoben, 
daß jede Seite bei Havarien oder Unfällen von Schiffen 
oder Personen Sachverständige der anderen Seite zur 
Untersuchung zulassen kann. 


Zu Artikel 15 

In Absatz 1 von Artikel 15 Ist die Einsetzung eines 
Gemischten Ausschusses geregelt, der die Einzelmaßnah- 
men bei der Abkommensausführung vorschlagen und 
diese überwachen soll. Die Zusammensetzung des Ge- 
mischten Ausschusses Ist In den Unterabsätzen 2 und 3 
des Absatzes 1 festgelegt. 

Die detaillierte und vielfältige Aufgabenzuteilung an den 
Gemischten Ausschuß in Absatz 2 des Artikels 15 zeigt, 
daß dem Gemischten Ausschuß beim Vollzug des Abkom- 
mens eine zentrale Bedeutung zukommt. Er ist das Forum 
für die Behandlung aller mit der Durchführung des Ver- 
kehrs anfallenden Fragen sowohl technischer als auch 
wirtschaftlicher Art. 

Die Absätze 3 bis 5 enthalten Verfahrensregelungen. 

Zu Artikel 16 

Dieser Artikel gewährleistet eine wirksame Aufgabenerfül- 
lung des Gemischten Ausschusses. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel enthält eine Sonderregelung für Sportfahr- 
zeuge. Sie dürfen die Binnenwasserstraßen befahren und 
unterliegen dabei den jeweiligen innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften. 

Zu Artikel 18 

In diesem Artikel wird klargestellt, daß die bestehenden 
multilateralen Verpflichtungen aus der Revidierten Rhein- 
schiffahrtsakte und der Donaukonvention den bilateralen 
Verpflichtungen Vorgehen. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel enthält die im Verhältnis zu Staaten des 
Warschauer Paktes übliche Berlin-Klausel. 

Wegen der Besonderheiten der Wasserstraßen in Berlin 
(West) ist in Nummer 6 des Abschlußprotokolls zusätzlich 
klargestellt, daß die Bestimmungen dieses Abkommens 
auf bulgarische Schiffe in Berlin (West) Anwendung finden. 

Zu Artikel 20 

Die Absätze 1 und 2 regeln, daß das Abkommen an dem 
Tag in Kraft tritt, an dem beide Seiten einander mitgeteilt 
haben, daß die innerstaatlichen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten erfüllt sind. Danach soll das Abkommen auf 
unbestimmte Zeit in Kraft bleiben. Nach Absatz 3 kann das 
Abkommen mit einer Frist von sechs Monaten gekündigt 
werden. 
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